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3.70  Willkommen! – Geflüchteten jetzt Perspektiven  
  öffnen  
Beschluss der BDKJ-Hauptversammlung 2015

Einleitung 
„Kinderrechte für Kinder und Jugendliche ohne 
Aufenthaltsstatus“ lautete der Titel des 
Beschlusses der BDKJ-Hauptversammlung 2006. Die 
Verschärfung der politischen Lage in vielen Kriegs- 
und Krisengebieten in den letzten Jahren zwang 
seither noch mehr Menschen dazu, ihre Heimat zu 
verlassen. „50 Prozent der 51,2 Millionen 
Menschen, die sich auf der Flucht oder in 
flüchtlingsähnlichen Situationen befinden, sind 
jünger als 18 Jahre.“1 Die schwierige Situation und 
die Entbehrungen der Flucht treffen vor allem sie: 
Jugendliche und Kinder sind durch den Verlust 
ihrer Heimat verunsichert und traumatisiert und 
deshalb besonders hilfsbedürftig – nicht nur 
während der Flucht, sondern auch, wenn sie in 
einem für sie fremden Land angekommen sind. 
Generell gilt: Der Kern der politischen 
Bemühungen muss sein,  Fluchtursachen zu 
verhindern und Geflüchteten Perspektiven zu 
eröffnen. 

Teil A) Verantwortung übernehmen – Fluchtursachen 
verhindern 
 
Fluchtursachen 
Kein Mensch flüchtet freiwillig. Die Fluchtursachen 
sind vielfältig, „bedingen einander und können 
nicht einzeln betrachtet werden.2 Sämtliche 
Fluchtursachen sind als ganzheitliches System zu 
betrachten. „Mädchen- und frauenspezifische 
Fluchtursachen sind bereits in einem eigenen 
Beschluss in den Blick genommen worden und sind 
als solche anzuerkennen.“3 
 

                                                      
1 Siehe: www.uno-
fluechtlingshilfe.de/fluechtlinge/themen/fluechtli
ngskinder.html (Zugriff: 20.03.2015) 
2 Beschluss des DBJR „Folgen des Klimawandels als 
Fluchtgrund anerkennen!“, Seite 1. 
3 Beschluss 4.35 Geflüchtet. Mädchen und Frauen 
auf der Flucht 

Im Jahr 2014 zählte das Heidelberger Institut für 
Internationale Konfliktforschung 424 Konflikte. 46 
Konflikte werden davon als extrem gewaltsam 
eingestuft, 21 als Kriege.4 Im Vergleich zum Jahr 
2013 ist die Anzahl der beteiligten Staaten weiter 
gestiegen. Diese Zahlen machen die Dimension, 
Dramatik und Herausforderungen vor denen die 
Welt steht deutlich.  
 
Neben diesen Konflikten, stellt der Klimawandel 
eine große Bedrohung dar: Die globale Erwärmung 
und die damit verbundenen steigenden 
Meeresspiegel, Unwetterkatastrophen, 
Überschwemmungen, Dürren und Wasserknappheit 
bedrohen die Lebensgrundlage und das Leben 
vieler Menschen, besonders in den Ländern des 
globalen Südens.  
Hinzu kommen die für sie oftmals erschwerten 
Rahmenbedingungen durch fehlende 
Bildungszugänge, Arbeitslosigkeit, Armut oder 
mangelnde Gesundheitsversorgung, die sie zur 
Flucht zwingen. 
 
Deshalb braucht es eine dauerhafte Unterstützung 
und Begleitung in Kriegs- und Krisensituationen. 
Eine punktuelle Not- und Katastrophenhilfe kann 
die vielfältigen Problemlagen und Fluchtursachen 
nicht lösen. Um Fluchtursachen langfristig 
entgegen zu wirken und den Betroffenen 
nachhaltig zu helfen, braucht es deutlich mehr 
finanzielle Ressourcen. Diese müssen langfristig 
ausgerichtet sein! Gleichzeitig müssen die 
vielfältigen Gründe für Flucht, besonders der 
Klimawandel, anerkannt und ganzheitlich 
betrachtet werden.  
 
 
 

                                                      
4 
http://hiik.de/de/konfliktbarometer/pdf/Conflict
Barometer_2014.pdf; Seite 15  

http://www.uno-fluechtlingshilfe.de/fluechtlinge/themen/fluechtlingskinder.html
http://www.uno-fluechtlingshilfe.de/fluechtlinge/themen/fluechtlingskinder.html
http://www.uno-fluechtlingshilfe.de/fluechtlinge/themen/fluechtlingskinder.html
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Unsere westliche Verantwortung und Pflicht 
Krieg, Krisen, Klimawandel, daran sind auch wir 
beteiligt! 
Rüstungsexporte tragen maßgeblich zu einer 
Destabilisierung von Ländern bei. Bewaffnete 
Konflikte zählen zu einem der größten 
Fluchtverursacher weltweit. Deutschland ist als 
größter Rüstungsexporteur Europas ganz besonders 
in der Verantwortung.  
 
Eine Wirtschaft, die wie unsere nur auf Wachstum 
abzielt, verschleißt lebenswichtige Ressourcen. 
Durch maßlosen Ressourcenverbrauch verlieren die 
Menschen in den Ländern des globalen Südens ihre 
Lebensgrundlage und sehen oftmals ihre einzige 
Chance in einer Flucht. Die Ursachen der Flucht 
müssen nachhaltig dort bekämpft werden, wo sie 
entstehen. Durch unser Konsumverhalten haben 
wir großen Einfluss auf den Markt und können 
Bewusstsein für kritischen Konsum schaffen: „Wir 
müssen unsere Wirtschafts- und Lebensstile 
grundlegend überprüfen, um für alle Menschen 
weltweit und für kommende Generationen eine 
hohe Lebensqualität zu sichern.“5 
 
 
Mahnung an die Politik 
Neben der Änderung des individuellen 
Konsumverhaltens, muss durch die Politik eine 
nachhaltige Wirtschaftsweise sowie deutlich 
intensivierter Umweltschutz etabliert werden.  
 
Wir nehmen wahr, dass entwicklungspolitisches 
Engagement und Erfolge durch Aktivitäten anderer 
Politikfelder (z.B. durch Freihandelspolitik oder 
Rüstungsexporte) oftmals zunichte gemacht 
werden. Eine kohärente Politik ist deshalb 
unabdingbar. Jede politische Entscheidung muss 
gründlicher auf ihre Auswirkungen im In- und 
Ausland sowie auf Konsequenzen für nachfolgende 
Generationen weltweit überprüft werden.  
Zusätzlich braucht es starke zivilgesellschaftliche 
Akteure. Die Politik hat die Aufgabe diese zu 

                                                      
5 KLJB Antrag „Willkommen in Deutschland. 
Unsere Verantwortung für Asylsuchende“: 
www.kljb.org/fileadmin/Daten_KLJB/03_Positione
n_Beschluesse/Beschluss_Nr._2_-
_Willkommen_in_Deutschland_-
_Unsere_Verantwortung_fuer_Asylsuchende_web.p
df, Seite 2. 

fördern, zu stärken und gemeinsam mit ihnen an 
einer Welt zu arbeiten, in der Flucht nicht mehr 
notwendig ist. 
 
Daher ermahnen und fordern wir die Mitglieder 
des Deutschen Bundestages sowie die Mitglieder 
des Europäischen Parlamentes auf, 
Zukunftsperspektiven für Geflüchtete zu 
ermöglichen: 
 
• Grundsätzlich muss die Friedenspolitik an 

oberste Stelle stehen, um eine nachhaltige 
Veränderung zu bewirken. Aktive 
Krisenprävention, zivile Konfliktbearbeitung 
und diplomatische Begleitung bei Konflikten 
von AkteurInnen in Krisen und 
Kriegssituationen muss gewährleistet sein. 
Rüstungsexporte behindern die Friedenspolitik 
massiv und müssen deshalb verboten werden. 

• Nicht nur Krieg und politische Verfolgung 
zwingen Menschen zu uns zu kommen, auch 
Armut und der Klimawandel sind Gründe die 
Heimat zu verlassen. Auch diese Ursachen 
müssen als Asylgrund in der Genfer 
Flüchtlingskonvention offiziell anerkannt 
werden. 

 
• Die Bekämpfung von Fluchtursachen muss 

intensiviert werden, damit Menschen Ihre 
Heimat gar nicht erst verlassen müssen. Es 
braucht eine Überarbeitung der 
Hilfsprogramme, die sowohl kurzfristige als 
auch langfristige Hilfen, beispielsweise bei 
der Armutsbekämpfung und dem Struktur- und 
Kompetenzaufbau vor Ort, vorsehen.  

• Wir fordern von den Verantwortlichen der 
Politik mehr finanzielle Ressourcen für die 
Bekämpfung von Fluchtursachen bereit zu 
stellen. Hierbei muss besonders der Fokus auf 
langfristigen Hilfen liegen. Kurzfristige 
Nothilfen stellen keine Lösung dar. 

• Handelsabkommen müssen grundsätzlich fair 
und zukunftsorientiert sein. Sie müssen sich 
nach dem Wohl der Menschen richten und 
nicht nach einzelnen wirtschaftlichen 
Interessen. Sie müssen eine Partnerschaft auf 
Augenhöhe ermöglichen, die auch 
Entwicklungsperspektiven für 
HandelspartnerInnen aus Ländern des 
Globalen Südens eröffnen. Ein politisches 
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Machtgefälle darf nicht zu einem 
ökonomischen Nachteil für schwächere 
Handelspartner/-innen führen. 

• Entwicklungszusammenarbeit wird durch 
Korruption erschwert und unterbunden. Aus 
diesem Grund ist eine ganzheitliche Strategie 
zur Korruptionsbekämpfung unerlässlich.  

• Auch die Kriterien des fairen Handels müssen 
in bi- und multilateralen Abkommen und 
Verträgen sowie durch politische 
Rahmenbedingungen verbindlich 
festgeschrieben werden. Momentane 
Wirtschaftsstrukturen müssen kritisch geprüft 
und hinterfragt werden. 

• Die besonderen Bedürfnisse von Mädchen und 
Frauen, deren Angehörigen fliehen und die in 
ihren Heimatländern zurückbleiben, müssen 
berücksichtigt werden.6 

 
 

Teil B) Willkommen! - Geflüchteten jetzt Perspektiven 
eröffnen  
 
Geflüchtete in Deutschland  
Menschen haben ein Recht darauf, in ihrer Heimat 
frei von Verfolgung ein gutes Leben führen zu 
dürfen. Doch wo es Migrationsgründe gibt, werden 
Menschen migrieren. 
Gegenüber denjenigen, die unseren Schutz 
suchen, haben wir gegenüber unseren 
Mitmenschen eine Verantwortung aus der 
verbindlichen Norm der Genfer 
Flüchtlingskonvention und aus unserem 
christlichen Menschenbild heraus. 
 
Im Jahr 2014 wurden über 200.000 Asylanträge7 
gestellt (33,4 Prozent wurden abgelehnt). In 
Anbetracht der Gesamtzahl von über 50 Millionen 
Flüchtlingen ist diese Zahl verschwindend gering.  
Der Umgang mit Geflüchteten in unserem Land 
muss einen strikt menschenrechtsbasierten Ansatz 
verfolgen. „Das Menschenrecht auf Teilhabe am 
politischen, wirtschaftlichen, religiösen, sozialen 
und kulturellen Leben darf niemandem verwehrt 
werden. Flüchtlinge in Deutschland haben jedoch 

                                                      
6 Beschluss 4.35 Geflüchtet. Mädchen und Frauen 
auf der Flucht 
7 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

kein Recht zur politischen Betätigung [und] 
ehrenamtliches Engagement ist erschwert.“8 
Darüber hinaus fehlt es in Deutschland an 
angemessener medizinischer und psychologischer 
Versorgung. In Massenunterkünften gibt es keine 
geeigneten Aufenthalts- und Spielmöglichkeiten. 
Der Zugang zu Bildung ist erschwert. Hinzu 
kommt, dass Jugendliche und Kinder von 
Abschiebehaft, Ausweisungen und Abweisungen 
bei Einreise betroffen sind. 
 
Der BDKJ setzt sich mit seiner jugendpolitischen 
Strategie ‚U28 – die Zukunft lacht!‘ dafür ein, dass 
alle heute und zukünftig in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Jugendlichen und Kinder 
über gleichgute Lebenschancen verfügen. Das 
schließt Jugendliche und Kinder, die in unserem 
Land Zuflucht suchen, mit ein. So heißen wir junge 
Geflüchtete in unseren Verbänden und 
Organisationsstrukturen willkommen. Es ist unser 
Bestreben, sie wie alle jungen Menschen zu 
organisieren und zu befähigen, für ihre Rechte 
einzutreten.  
 
Willkommenskultur gestalten 
Als Christinnen und Christen sind Gastfreundschaft 
und Willkommenskultur für uns selbstverständlich, 
denn unsere eigene Geschichte ist an vielen 
Stellen von Flucht geprägt, wenn wir an den 
Exodus und das Exil des Volkes Israel denken, die 
Flucht des jungen Jesu nach Ägypten oder die 
Verfolgung der ersten Christinnen und Christen. 
Immer wieder haben sich Mädchen und Jungen, 
Frauen und Männer mit ihrem Gott auf den Weg 
gemacht und in der Fremde Heimat gefunden. 
Gastfreundschaft bedeutet für uns dem Ruf des 
biblischen Gottes zu folgen, der spricht: „Du sollst 
einen fremden Untertan, der vor seinem Herrn bei 
dir Schutz sucht, seinem Herrn nicht ausliefern. 
Bei dir soll er wohnen dürfen, in deiner Mitte, in 
einem Ort, den er sich in einem deiner 
Stadtbereiche auswählt, wo es ihm gefällt. Du 
sollst ihn nicht ausbeuten.“ (Dtn 23,16f) Dabei 

                                                      
8 KLJB Antrag „Willkommen in Deutschland. 
Unsere Verantwortung für Asylsuchende“: 
www.kljb.org/fileadmin/Daten_KLJB/03_Positione
n_Beschluesse/Beschluss_Nr._2_-
_Willkommen_in_Deutschland_-
_Unsere_Verantwortung_fuer_Asylsuchende_web.p
df, Seite 2.  
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bedeutet Gastfreundschaft nicht nur Schutz und 
Sicherheit für die Geflüchteten, sondern auch 
einen unverwechselbaren Lernprozess für uns 
selbst, wie es der Hebräerbrief schreibt: „Vergesst 
die Gastfreundschaft nicht; denn durch sie haben 
einige, ohne es zu ahnen, Engel beherbergt“ (Hebr 
13,2). 
 
In mehreren Beschlüssen9, aber vor allem durch 
ein breites Engagement, setzten sich die 
katholischen Jugendverbände seit Jahren aktiv für 
eine Willkommenskultur in Deutschland ein. Dabei 
sind die Begegnungen mit den Jugendlichen und 
Kindern die auf der Flucht nach Deutschland, in 
unsere Städte und Kreise sowie in unsere 
Pfarrgemeinden kommen vielfältig und immer 
positiv geprägt. 
Der gemeinsame Austausch und das Kennenlernen 
der verschiedenen Kulturen, Sprachen, Religionen 
ist eine große Chance, ein Miteinander der 
Menschen zu gestalten - ohne Klassifizierungen. 
Kindern und Jugendlichen wird die Möglichkeit 
gegeben, ihren Horizont zu erweitern und 
Toleranz zu leben. Dazu wollen die katholischen 
Jugendverbände weiterhin ihren Beitrag leisten, 
um eine Willkommenskultur ohne Vorurteile und 
Ressentiments zu schaffen. 
 
Der BDKJ eröffnet seinen Jugendlichen und 
Kindern sowie seinen Leiterinnen und Leitern die 
Möglichkeit, eine differenzierte Perspektive auf 
die Flüchtlingsthematik zu entwickeln; sie werden 
befähigt, innerhalb der Gesellschaft für die 

                                                      
9 : 3.16 - Keine Einschränkung des Grundrechts auf 
Asyl, 3.33 - Stellungnahme des BDKJ-
Hauptausschusses zu Fragen der Migration - 
Zuwanderungsgestaltung, 3.34 - Anerkennung von 
Mindeststandards im Asylrecht, 3.41 - 
Kinderrechte für Kinder und Jugendliche ohne 
Aufenthaltsstatus, 3.45 - Integration durch 
Teilhabe - Von einem Nebeneinander zu einem 
stärkeren Miteinander, 3.53 - Katholische 
Jugendverbände für Freiheit, Demokratie und 
Menschenwürde, 3.57 - Für Demokratie, Toleranz 
und Vielfalt - Rechtsextremismus aus christlicher 
Überzeugung bekämpfen, 4.21 - Die Welt zu Gast 
bei Freundinnen - Schluss mit Zwangsprostitution, 
5.4 - Wir haben nicht nur für die Freilassung 
Mandelas gekämpft, sondern für die Abschaffung 
der Apartheid, 6.6 - Europa muss ein Europa der 
Menschen werden - Grundsätzliche Anmerkungen 
zur Gestaltung Europas, 7.8 - Der Krieg in 
Jugoslawien muss beendet werden 

Menschenrechte der Geflüchteten einzutreten. 
Uns erschreckt, welche bürokratischen Hürden 
geflüchtete und jene jungen Menschen, die sie 
unterstützen wollen, bewältigen müssen. Es 
scheint keinen politischen Willen zu geben, die 
Zuwanderungspolitik zu gestalten. Zugleich wird 
die gute Tradition des Kirchenasyls immer öfter 
ausgehöhlt und hinterfragt. Um das Kirchenasyl zu 
schützen und der Verantwortung christlicher 
Nächstenliebe gerecht zu werden, muss dieses 
respektiert werden. 
 
 
Für Freiheit, Demokratie und Menschenwürde 
Sich für Menschen einzusetzen, die auf der Flucht 
nach Deutschland kommen, bedeutet für uns kath. 
Jugendverbände sich in gleichen Maßen für 
Freiheit, Demokratie und Menschenwürde 
einzusetzen. Der BDKJ und seine 
Mitgliedsverbände verpflichten sich, allen 
Menschen mit Respekt zu begegnen, damit eine 
echte Willkommenskultur gedeihen kann. Der 
Einsatz für eine Willkommenskultur schließt 
ausdrücklich das Engagement gegen 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, 
Rechtspopulismus und -extremismus ein. Die kath. 
Jugendverbände verurteilen daher zutiefst 
Bewegungen, Politiker/-innen und andere Akteure 
in Gesellschaft und Kirche, die rassistische und 
fremdenfeindliche Einstellungen schüren. Es gilt 
sich rechtsextremen Parteien und Organisationen 
seit je her und besonders aus der Historie der 
kath. Jugendverbände heraus entschieden 
entgegenzustellen. Eine Bewertung von Fragen der 
Migration entlang solcher Kriterien, die sich allein 
auf die vermeintlich ökonomische Verwertbarkeit 
des Menschen stützen, akzeptieren wir nicht.  
 
 
Hin zu einer Einwanderungspolitik  
Deutschland und Europa10 müssen beginnen, in 
den vielen Menschen die zu uns kommen, auch 
eine Chance zu sehen. Es geht dabei nicht um die 
Qualifikation, die sie mitbringen, sondern um die 
Bereicherung, die sie als Mensch darstellen. 
 
 

                                                      
10 Antrag BDKJ-Hauptversammlung 2014: “Ein 
wirksames Zeichen der Einheit in Vielfalt” 
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Mahnung an die Politik 
Seit den 1990er Jahren sind die Rechte von 
Asylsuchenden immer weiter eingeschränkt 
worden.11 Die europäischen Außengrenzen werden 
immer stärker kontrolliert, Verteilungsschlüssel 
werden eng festgeschrieben, Verantwortliche aus 
Politik und Verwaltung, von Bundesebene bis zur 
Kommunalebene schieben sich ihre Verantwortung 
hin und her, über die Erklärung von Drittstaaten 
werden Ausreiseverfahren vereinfacht und 
beschleunigt, Wirtschafts- sowie 
Handelsbeziehungen und Freihandelsabkommen, 
Klimaentwicklungen und Kriegseinsätze zwingen 
immer mehr Menschen auf die Flucht. 
 
Daher ermahnen und fordern wir die Mitglieder 
des Deutschen Bundestages sowie die Mitglieder 
des Europäischen Parlamentes auf, 
Zukunftsperspektiven für Geflüchtete zu 
ermöglichen: 
 
• Nach der vollständigen Ratifizierung der UN-

Kinderrechtskonvention muss nun auch im 
Handeln von Behörden und den 
Entscheidungen von Gerichten deutlich 
werden, dass Kindeswohl stets Vorrang vor 
Asyl- und Ausländerrecht hat. 

• Langfristige Sammelunterkünfte sind als nicht 
menschenwürdig abzuschaffen und die Praxis 
Asylsuchende, die abgeschoben werden 
sollen, zu inhaftieren, ist dauerhaft zu 
beenden. Gerade für Kinder- und Jugendliche 
muss in jedem Einzelfall familiäre, kulturelle 
und soziale Bindung, die Asylsuchende mit 
Deutschland verbinden, ernsthaft geprüft und 
berücksichtigt werden.  

• Bei der Lage von neuen Unterkünften ist 
darauf zu achten, dass Begegnungen zwischen 
Geflüchteten und Nachbarinnen und Nachbarn 
ermöglicht und begünstigt werden, auch die 
Rahmenbedingungen für Teilhabe 
insbesondere junger Menschen müssen 
gewährleistet sein (vgl. DBJR 12.5). 

• Das Asylbewerberleistungsgesetz muss zu 
einem Einwanderungsgesetz umgearbeitet 
werden. Ohne den vollen Zugang zu den 
Leistungen des Sozialgesetzbuches haben 

                                                      
11 http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/recht-
a-z/21849/asylrecht 

Geflüchtete keine Perspektive in Deutschland. 
Das neue Einwanderungsgesetz muss vollen 
Zugang zu den Leistungen gemäß 
Sozialgesetzbuch und zu notwendiger 
medizinischer und psychologischer Behandlung 
bieten. 

• Das Recht auf Bildung muss für alle 
Geflüchteten gelten. Die Einschränkungen, die 
es in der Praxis gibt, müssen abgebaut 
werden. Es darf keine Hürden geben. Die 
Anerkennung von ausländischen 
Qualifikationen muss unkompliziert möglich 
sein. 

• Die Stärkung sozialer Kompetenzen, 
informelles Lernen und das Erleben von 
Freiräumen werden in der Freizeit mit 
anderen Gleichaltrigen erfahren. Junge 
Flüchtlinge brauchen daher einen Zugang zu 
außerschulischen Bildungsangeboten, damit 
auch sie Gemeinschaft erfahren und sich 
entfalten können. Hierzu müssen von Bundes- 
und Länderebene den geflüchteten Kindern 
und Jugendlichen finanzielle Mittel zur 
Verfügung gestellt werden. 

• Es ist wichtig, in Geflüchteten eine Chance zu 
sehen und ihnen eine gesetzliche Möglichkeit 
zu geben, um auch bleiben zu können. 
Deshalb wird die Ansiedlung des Themas Asyl- 
und Flüchtlingspolitik im Innenministerium der 
Sache nicht gerecht und muss in einem 
Ministerium, das die Belange 
ressortübergreifend betreut, verortet werden. 

• Die Zivilgesellschaft setzt sich an vielen Orten 
für die „neuen Nachbarn und Nachbarinnen“ 
ein und damit gegen ein Klima der Angst und 
Unsicherheit. Dieses Engagement braucht 
Unterstützung aus der Politik.  

• Wir fordern alle politisch Verantwortlichen 
auf, auf die besonderen Bedürfnisse von 
geflüchteten Mädchen und Frauen 
einzugehen, ihre Situation nachhaltig zu 
verbessern und gute Zukunftsperspektiven zu 
schaffen.12 

 
 
 

                                                      
12 Beschluss 4.35 Geflüchtet. Mädchen und Frauen 
auf der Flucht 
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